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K U R Z N A C H R I C H T E N

EUROPA

Die Europäische Freihandelszone (EFTA)
N eben der „Europäischen W irtschafts­

gem einschaft“ (EWG), dem  „Rat fü r G egen­
seitige W irtschaftshilfe“ (RGW  bzw. COME­
CON) und der „M ontanunion“ bildet die 
„Europäische Freihandelsassoziation“ (EFTA 
=  European Free Trade Association) den 
vierten  w irtschaftlichen Zusam m enschluß 
europäischer Staaten. W enn m an von  der 
M ontanunion, deren M itglieder sow ohl in 
der EWG als auch in der EFTA vertreten 
sind, und dem  ersten europäischen w irt­
schaftlichen Zusam menschluß BENELUX 
absieht, gehören die wirtschaftlich verbun­
denen Staaten jew eils nur e i n e r  der 
drei o. a. Gruppen an (vgl. M ÖGgGes, Bd. 
108/1966, S. 343 u. Bd. 113/1971, S. 160 ff.).

Nach den schweren Zeiten des Zw eiten  
W eltkrieges bestand in Europa w eitgehend 
Übereinstim m ung darüber, daß Einigungs­
bestrebungen zwischen den einzelnen Län­
dern forciert w erden sollten. So kam  es 
schon im  A pril 1948 zur Gründung der 
OEEC, bald OECD genannt (Organisation 
fü r europäische Zusam m enarbeit und Ent­
w icklung). D ie Folge dieser Gründung w ar 
eine w eitgehende Liberalisierung des Han­
dels- und Zahlungsverkehrs. Bald genügte 
das jedoch  einigen Staaten nicht m ehr und 
so kam  es zur B ildung einer fü r m ehrere 
Staaten gem einsam en Institution m it v ie l­
seitigen A utoritätsrechten: der M ontan­
union (August 1952). Nach w eiteren, o ft  
zähen Verhandlungen kam  es zur Errich­
tung eines gem einsam en M arktes und zur 
Schaffung einer europäischen A tom energie- 
K om m ission (Jänner 1958: EWG und
EURATOM).

K urz vor  Bildung der EW G machte G roß­
britannien den Vorschlag, eine gesam t­
europäische Freihandelszone zu bilden, die 
vor allem  handelspolitisch abgestim m t sein 
sollte. Man w ollte einen allm ählichen A b ­
bau der Binnenzölle erreichen, doch sollte 
kein  E influß auf die Höhe der A ußenzölle 
gegenüber N ichtm itgliedern genom m en 
werden. Durch die fü r eine Reihe von  
europäischen Staaten gegebene U nm ög­
lichkeit, der EWG beizutreten, die ja  auch 
eine w eitgehende politische Integration an­

strebt, w äre dies eine Chance gewesen, an 
den europäischen Integrationsbem ühungen 
aktiver teilzunehm en. Durch ein V eto 
Frankreichs kam  es jedoch  nicht zur B il­
dung dieser „großen“ Freihandelszone.

D ie „ausgesperrten“ Länder Dänemark, 
G roßbritannien, N orw egen, Österreich, 
Portugal, Schweden und Schweiz traten 
nun in Verhandlungen, um  wenigstens eine 
„k leine“ europäische Freihandelszone ins 
L eben zu rufen. Im  Jänner 1960 kam  es in 
Stockholm  durch Unterzeichnung eines V er­
trages zwischen den o. a. Staaten zur B i l ­
d u n g  d e r  E F T A .  Die Vereinbarungen 
besagen unter anderem, die A rbeit inner­
halb der OECD und des GATT (A llgem ei­
nes Z o ll- und Handelsabkom m en) zu fö r ­
dern und die Schaffung eines alle OECD- 
Staaten um fassenden gem einsam en M ark­
tes zu erleichtern. Die Zusam m enarbeit ist 
überw iegend handelspolitischer Natur und 
zielt nicht auf die Schaffung eines fre ien  
M arktes w ie innerhalb der EWG ab. Es 
geht hier vor allem  um  A bschaffung der 
Z ölle  fü r die m eisten aus dem  B ereich der 
EFTA stam m enden Handelsgüter. Sonder­
bestim m ungen gibt es vor allem  für die 
Gebiete der Landwirtschaft und der 
Fischerei. Verwaltungssitz der EFTA ist 
Genf, w o ein ständiges Büro eingerichtet ist.

Die Z ölle  innerhalb der EFTA w urden 
nicht auf einmal, sondern in Etappen ge­
senkt, w obei auch hier aus wirtschaftlichen 
Gründen nicht gleichm äßig vorgegangen 
wurde. Der Kreis der EFTA-M itglieder 
w urde im  Lauf der Jahre noch um  zw ei 
erw eitert: Island, das seit N ovem ber 1968 
B eitrittsverhandlungen m it der EFTA ge­
führt hatte, w urde im  März 1970 V ollm it­
glied und Finnland, das seit März 1961 m it 
der EFTA assoziiert ist (FINEFTA). So b e ­
steht die K leine Freihandelszone nunm ehr 
aus acht Vollm itgliedern und einem  asso­
ziierten Partner.

Die EFTA w urde von  A nfang an von  
V ielen innerhalb und außerhalb der A sso­
ziation als eine U bergangslösung zu einem  
„größeren  Europa“ betrachtet. Schon im  
Septem ber 1960 em pfahl der Europarat in  
Straßburg den EFTA-M itgliedern eine bal­
dige A ufnahm e von  Assoziierungsgesprä­
chen m it der EWG. 1961 stellten G roß­
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britannien und Dänem ark Beitrittsanträge, 
ebenso 1962 N orwegen. Die aufgenom m enen 
Verhandlungen scheiterten jedoch  1963. In 
diesem  Jahr kam  es überhaupt zur Ein­
stellung aller Assoziierungsgespräche mit 
Ausnahm e jen er m it Österreich, die jedoch  
auch nicht w eiterkam en.

Einen schweren Schlag versetzte der 
EFTA der Beschluß der britischen R egie­
rung, auf alle Im porte eine fünfzehn- 
prozentige Sonderabgabe zu legen. Sosehr 
aus wirtschaftlichen Gründen dieser Schritt 
verstanden w erden konnte, so kam  doch 
die Einhebung dieser Sonderabgabe auf die 
britischen Im porte aus den E F TA -L ändem  
einem  Vertragsbruch gleich.

Dieses Verhalten führte auch prom pt, 
w ie nicht anders zu erwarten, zu einer 
Vertrauenskrise innerhalb der EFTA. 1965 
beschloß der EFTA-M inisterrat, an die 
EWG w egen A ufnahm e zur B ildung eines 
großen  europäischen M arktes heranzutre­
ten, doch b lieb  eine A ntw ort aus. 1967 be­
antragte Schweden die Aufnahm e von  V er­
handlungen m it der EWG, um  zu einem  
Arrangem ent ohne A ufgabe seiner Neutra­
lität zu kom m en; doch gab es auch hier 
keinen konkreten Fortschritt. V or allem  
Frankreich stand lange auf dem  Stand­
punkt, daß eine innere K onsolidierung der 
EW G vor deren Erweiterung — und seien 
es nur durch Assoziierungen — erreicht 
w erden müsse. Die Jahre 1969 und 1970 
brachten w oh l sondierende Gespräche, aber 
w enig praktische Ergebnisse. Doch bestand 
damals w ieder H offnung, daß ein Haupt­
ziel der EFTA, nämlich die Errichtung 
eines großen europäischen Marktes, doch 
allm ählich zu verw irklichen sein w ird. 
W esentlich fü r den Fortschritt in der EFTA 
waren im m er die laufenden Kontakte der 
M itglieder untereinander.

Im  März 1971 kam  es zu einer EW G- 
Gesprächsrunde in Brüssel; es stellte sich 
heraus, daß die Erkundungsgespräche zw i­
schen der EWG und den Neutralen an 
einem  Z ie l- bzw. W endepunkt angelangt 
waren und daß die drei neutralen E FTA - 
Staaten Österreich, Schweden und Schweiz 
nicht V ollm itglieder würden. Es käm e eine 
Regelung in Betracht, die etwa einer Frei­
handelszone entsprechen w ürde. Kurze Zeit 
danach kam  es zu Gesprächen zwischen 
Frankreich und G roß b rita n n ien , deren Er­
gebnis nach einer grundsätzlichen Ä nde­
rung der bisherigen französischen Haltung 
der nun absehbare Beitritt des V ereinig­
ten Königreiches — etwa im  Jänner 1973
— sein dürfte, falls nicht innerpolitische 
K om plikationen — in G roßbritannien gibt 
es zahlreiche Gegner eines EW G-Beitrittes
— eine Ä nderung bew irken würden.

Auch fü r D ä n em a rk  und N o r w e g e n  w ird, 
w enn nicht alles täuscht, ein Beitritt zur 
EWG in absehbarer Zeit erfolgen.

Es zeigt sich deutlich, daß das Jahr 1971 
einen Fortschritt in den europäischen Inte­
grationsbem ühungen gebracht hat, w obei 
dieser Prozeß natürlich nur auf K osten 
der EFTA gehen kann. Die Bestrebungen 
gehen nunm ehr in der Richtung, daß die 
EFTA auch nach dem  Ausscheiden von  
G roßbritannien, Dänem ark und N orw egen 
als W irtschaftsgruppe beibehalten w erden 
soll. W esentlich fü r eine wirtschaftliche 
Integration Europas m üßte sein, daß durch 
eine Erweiterung der EWG in Europa 
keine neuen Zollm auern entstehen; auch 
die bestehenden G A TT-V erträge sind zu 
berücksichtigen. Für Ö sterreich  und die 
S ch w eiz  gilt, daß ein A rrangem ent m it der 
EWG gefunden w erden muß, das m it dem  
Status der strikten und im m erw ährenden 
Neutralität vereinbar ist und auch den 
Integrationsstand aufrechterhält, der bisher 
in  der EFTA erreicht w orden ist; es w ird  
also, w ie schon erwähnt, eine A rt F rei­
handelszone angestrebt. Im  Interesse der 
EFTA w äre wünschenswert, daß Verträge 
m it den Nichtbeitrittskandidaten, zu denen 
außer den Neutralen noch Portugal, Island 
und das assoziierte Finnland gehören, m ög­
lichst gleichzeitig in K raft treten können, 
um  den Binnenhandel nicht zu gefährden.

W ie hat sich nun der E F T A -W a r e n v e r -  
k eh r  seit Gründung der Freihandelsasso­
ziation en tw ick e lt?

Durch die B ildung von  zwei W irtschafts­
blöcken außerhalb des COMECON kam  es 
im  L auf der Jahre zu im m er stärker w er­
denden strukturellen Ä nderungen. D er 
stufenweise A bbau der Zölle  innerhalb von  
EFTA bzw . EWG bew irkte eine allm ähliche 
V erschiebung der Preissituation bei Im ­
porten. B ei den relativ hohen österreichi­
schen Zöllen  ergibt sich eine D iskrim inie­
rung der Im porte aus der EWG (und natür­
lich auch der übrigen Staaten) im  V er­
gleich zu den Im porten aus der EFTA. Um ­
gekehrt sind die Exporte Österreichs und 
der anderen EFTA-Staaten in die EWG 
ebenfalls diskrim iniert. So kam  es zwangs­
läufig zu einer teilw eisen Umschichtung 
der W arenström e, die jew eils in der eige­
nen W irtschaftsgruppe zugenom m en haben. 
Da nach w ie vor W estdeutschland der 
stärkste Handelspartner Österreichs ist, er­
gaben sich sow ohl bei den zollbelasteten 
Im porten als auch bei den in  der BRD 
diskrim inierten E xporten Schwierigkeiten. 
Dies ist auch einer der Gründe, w arum  
Österreich schon frühzeitig ein A rrange­
m ent m it der EWG suchte, w obei der von
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den offiz ie llen  Stellen verbreitete Optim is­
mus in dem  gezeigten Ausm aß sicher feh l 
am Platz war.

D er W a r e n v e r k e h r  der EFTA-Staaten 
u n terein a n d er  nahm  vor allem  in den 
letzten Jahren, als die Zölle  innerhalb der 
K leinen Freihandelszone abgeschafft w ar- 
ren, stetig zu. Die EFTA w urde zu einer 
W irtschaftseinheit, m it der auch w elthan­
delsm äßig im m er m ehr zu rechnen war. 
Das A ngebot an EFTA-W aren stieg in  den 
einzelnen E FTA -Ländern bedeutend.

Für 1970 ergaben sich beim  EFTA-H andel 
(einschl. FINEFTA) fo lgende G e s a m tw e r te :
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Insgesamt 51,3 (16,1) 43,2 (12,9)

A u f Ö s t e r r e i c h  b e z o g e n ,  ergibt 
sich nun f o l g e n d e  S i t u a t i o n :  Die 
Exporte von  Halb- und Fertigw aren in die 
EFTA stiegen stärker als d iejen igen  in die 
EWG. Trotzdem  sind die Exporte in die 
EWG höher als die in  die EFTA. A nalog 
ist das Verhältnis bei den Im porten ; die 
E infuhren aus den EW G-Ländern stiegen 
trotz der Zollbelastung stärker als d ie jen i­
gen aus den EFTA-Ländern. Die Zunahm e 
der EW G -Im porte w irkte sich in erster 
Linie bei M aschinen und K raftfahrzeugen 
aus. A u f der Exportseite hat sich der 
W arenverkehr m it den EFTA-Staaten gün­
stiger entwickelt als auf der Im portseite. 
Betrug das Verhältnis der österreichischen 
Exporte in  die EFTA und EWG in Prozen­
ten im  Jahr 1961 50 :14, so war es 1969 
41 : 23 und 1970 39 : 25. Bei den Im porten 
w ar das Verhältnis 1970 56 : 19. Im  Jahr 1970 
gingen 23% der Exporte in  die BRD, 10% 
nach Italien und 9% in die Schweiz; die 
Im porte kam en zu 41% aus der BRD, zu 
7V2% aus der Schweiz und zu fast 7% aus 
Großbritannien. Besonders intensiv ent­
w ickelte sich der W arenverkehr zwischen 
Österreich und der Schweiz. Zw ischen den 
beiden A lpenrepubliken bestanden noch nie 
so enge W irtschaftsbeziehungen w ie in der 
G egenwart. V on  1969 auf 1970 stiegen die

österreichischen A usfuhren in  die Schweiz 
um  34% und die schweizerischen E infuhren 
nach Österreich um  16% (vgl. hiezu auch 
M ÖGgGes, Bd. 111/1969, S. 92 f.).

Interessant ist auch die Entwicklung des 
W arenverkehrs zwischen Österreich und 
Island. W enn auch der W arenaustausch in 
absoluten Zahlen im  Vergleich zu vielen 
anderen Handelspartnern gering ist, so er­
gab sich durch die EFTA-M itgliedschaft 
Islands ab 1970 auf der Im port- und E xport­
seite in  einem  Jahr eine Zunahm e von  
m ehr als 100%.

Viele österreichische Firm en haben sich 
stark auf den EFTA-M arkt eingestellt. D ie 
K leine Freihandelszone hat sich als w irt­
schaftspolitischer Zusam menschluß bew ährt 
und ihren M itgliedern viele V orteile ge­
bracht. B ei einem  größeren Zusam m en­
schluß m üßten im  Interesse aller B eteilig­
ten die Vorteile, w elche die einzelnen M it­
gliedsländer durch das Bestehen der EFTA 
erhalten haben, w eiterhin gewahrt bleiben, 
sonst w äre m it schweren Rückschlägen zu 
rechnen. Es sind m ehrere Varianten über 
die Zukunft der EFTA und ihr Verhältnis 
zur EWG im  Gespräch; m an diskutiert 
über eine Freihandelszone im  Rahm en der 
EWG ebenso w ie über eine neue G A T T- 
Runde. D ie neutralen EFTA -M itglieder 
könnten ihre Zölle  gegenüber der EWG 
allm ählich abbauen und ihre A ußenzoll­
tarife w eitgehend auf den E W G -A ußenzoll 
abstim men. Durch den für 1973 m öglichen 
E W G -Beitritt Großbritanniens, des größten 
EFTA-Staates, ist eine Trennnung in der 
EFTA zu erwarten. Im  Juni 1971 schlug die 
EW G -K om m ission die Schaffung einer 
Freihandelszone zwischen den „Rest-EFTA- 
Staaten Schweden, Schweiz, Österreich, 
Island, Portugal und Finnland“ vor. D ie 
Industriezölle zwischen diesen Staaten und 
der EW G sollten innerhalb von  5 Jahren 
beseitigt werden.

Die D inge sind also derzeit in  Fluß! Dies 
m üßte w oh l als oberstes Prinzip fü r die 
EFTA-Staaten gelten, daß der w irtschaft­
liche Fortschritt, den die EFTA ihren M it­
gliedern ohne politische V erpflichtungen 
gebracht hat, auch in Zukunft sichergestellt 
w erden kann.

Q u ellen : „Die Presse“ v. 4., 12. u. 28. 
12. 1970, 2. 1., 2. u. 3. 4., 14., 15. U. 22. 5. U,
4. 6. 1971; „Neue Zürcher Zeitung v. 2. 9. 
1970 u. 12. 3. 1971; „W iener Zeitung“ v. 15. 5. 
1971; „Frankfurter A llgem eine Zeitung“ 
v. 14. 5. 1971; „W irtschaftsbrief“ der CA-BV, 
Nr. 149, Juni 1970, A JL-K arte Nr. 256.

A . K ö ttn e r .
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ÖSTERREICH
K raftw erksgruppe Fragant-Oscheniksee

Zeitgem äßer K raftw erksbau beschränkt 
sich keineswegs nur auf die Errichtung 
einzelner Anlagen, m ögen sie auch noch 
so gigantisch dim ensioniert sein; K raft­
werksbau im  m odernen Sinn erfordert 
optim ale Nutzung aller anfallenden W as­
serfrachten eines Gebietes und um faßt da­
her fast im m er eine ganze Reihe von  
Haupt- und Nebenanlagen. M eist liegt also 
ein kom plexes K raftw erkssystem  vor, bei 
dem  ebenso vielfältige w ie w eitläufige Ein­
flußfaktoren  berücksichtigt w erden m üssen: 
D ie Verteilung des Jahresabflusses nach 
Ort und Zeit; geologische B edingungen 
insbesondere hinsichtlich Durchlässigkeit 
und Festigkeit des Gesteins. Darüber hin­
aus spielen P roblem e der verkehrsm äßigen 
Erschließung (Bau von  Straßen, Brücken, 
Schiffsschleusen, Schrägaufzügen, Seilbah­
nen u. dgl.), des Landschafts- und Hoch­
wasserschutzes eine ebenso w ichtige Rolle 
w ie die W ahrung wirtschaftlicher Inter­
essen.

Ein t y p i s c h e s  B e i s p i e l  um fas­
sender Planung ist die K r a f t w e r k s ­
g r u p p e  F r a g a n t - O s c h e n i k s e e ,  
welche von  der KELAG, der Kärntner 
Landesversorgungsgesellschaft in der süd­
östlichen Sonnblickgruppe gebaut w ird. 
Der Beginn der A rbeiten reicht bis in das 
Frühjahr 1965 zurück. Damals wurde der 
Bau des K raftw erkes A u ß er fr a g a n t  in A n­
g r iff genom m en. Zw ei Jahre später, im  
A pril 1967 konnte der erste Maschinensatz 
m it einer Leistung von  28 MW  angefahren 
werden. Das Krafthaus besitzt einen 80 m  
langen M aschinentrakt und ist zur A u f­
nahm e von  insgesamt drei gleichgroßen 
Turbinen bestim mt. Zur Zeit sind aller­
dings erst zwei derselben dem  Netz ange­
schaltet. Bei ihrem  Betrieb sind einstweilen 
noch größere Reibungsverluste hinzuneh­
m en, w eil vorerst b loß  ein Strang der 
1435 m  langen Druckrohrleitung für eine 
Fallhöhe von  fast 500 m  ausgelegt ist. Im  
Endausbau, d. h. sobald alle drei M aschi­
nensätze laufen, sind insgesam t zwei R ohr­
stränge vorgesehen. In folge  ungünstiger 
geologischer Verhältnisse, vor  allem  w egen 
des senkungsem pfindlichen Hangschuttes 
bereitete die Gründung der A uflager- und 
Fixpunkte besondere Schwierigkeiten. Das 
K raftw erk  befindet sich in 713 m  Seehöhe 
und fungiert als Unterstufe innerhalb des 
K raftw erkkom plexes.

D er K u n st  S p e i c h e r  In n erfra g a n t m it einer 
Stauzielhöhe von  1201 m  und einem  Nutz­
inhalt von  175.000 m 8 speist das W erk über 
einen rund 6,5 km  langen Triebwasserweg.

In folge der beiden Hochwasserkatastrophen 
vom  16. August und 4. N ovem ber des Jah­
res 1966 verzögerte sich die Überleitung des 
A sten- und Zirknitzbaches, so daß die 
daraus resultierende Erhöhung des Jahres­
arbeitsverm ögens von  78 auf 124 Mill. kW h 
erst 1967 eintrat. Mit dem  späteren Ausbau 
der vorgesehenen Ü berleitungen aus dem  
Fleiß- und M allnitztal w ird  das A rbeits­
verm ögen auf 160 Mill. kW h ansteigen. Eine 
Reihe vorgeschalteter Speicher, die sich 
bereits im  Bau befinden, w ird  es erm ög­
lichen, den A nteil w ertvoller W interenergie 
auf 43% hinaufzusetzen. Zum  V ergleich sei 
angeführt, daß das Tauernkraftw erk G lock- 
ner-K aprun in seiner Oberstufe, im  K raft­
haus L im berg über zw ei Maschinensätze 
m it einer Nennleistung von  zusammen 
112 MW  verfügt, welche ein Jahresarbeits­
verm ögen von  361 Mill. kW h erbringen; 
der A nteil an W interenergie liegt hier 
noch günstiger, nämlich bei 54%.

O bw ohl sich in Außerfragant die W erks­
leitung und die Steuerungszentrale b e fin ­
den, b ildet das eigen tlich e K e rn stü ck  der 
ganzen K raftw erksgruppe das K raftw erk 
In n erfra g a n t. In seinem  Krafthaus sind 
drei M aschinensätze m it je  29 MW Leistung 
installiert; sie arbeiten die W asserfracht 
der Oschenikstufe ab. Hinzu kom m en noch 
zw ei w eitere Maschinensätze von  je  28 MW 
und eine Pum pturbine, welche über den 
Speicher W urtenalm  gespeist werden. Im  
W erksgelände ist noch eine zweite Pum p­
turbine untergebracht; sie befindet sich 
etwas abseits des Krafthauses in einer 
eigenen Station und arbeitet das Wasser 
der V orstufe Haselstein ab. Die Pum p­
anlagen erm öglichen über den Vorspeicher 
Haselstein einen W älzbetrieb zwischen den 
Speichern Oscheniksee und Innerfragant. 
W ährend der angestaute O sch en iksee  als 
H och- und zugleich H au ptsp eich er  der G e­
sam tanlage dient, hat der Speicher Inner­
fragant eine Ausgleichsfunktion, auf die 
später noch eingegangen wird.

Der S p eich er W u rten a lm , auch W urten- 
speicher genannt, liegt in etwa 1700 m Höhe. 
A lles Wasser, das er aus höher gelegenen 
Seen em pfängt, w ird  in einer vorgeschal­
teten Laufw erksstufe, im  K r a ftw e r k  W u r -  
te n b o d e n  abgearbeitet. Das Krafthaus W ur- 
tenboden liegt knapp oberhalb des W urten- 
speichers und verfügt über eine M aschi­
nenleistung von  8 MW.

Der gesam ten K raftw erksgruppe ist auch 
noch das im  Som m er 1965 fertiggestellte 
M öllkraftw erk G ö ß n itz  zuzuzählen. Das 
L aufkraftw erk hat eine Leistung von  8 MW 
und ein Jahresarbeitsverm ögen von  32 GW h 
aufzuw eisen (vgl. M. G. 109/1—III, 1967,
S. 466). Ü ber eine HO kV -Leitung deckt es
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den Strom bedarf säm tlicher Baustellen und 
ist entsprechend seiner einstweiligen W id­
m ung als Baustrom w erk zu bezeichnen. 
Der gleichen G rößenordnung, nämlich 8 MW 
w ird  das künftige K raftw erk Flattach  zu­
gehören, welches den bei Bedarfsspitzen 
anfallenden Triebwasserschw all seiner 
Oberlieger auszugleichen hat.

Das K raftw erk  W urtenboden w ird zwar 
von  der W arte Innerfragant gesteuert, 
doch befindet sich, w ie schon erwähnt, die 
eigentliche K r a ftw er k sz en tra le  in A u ß e r -  
fragan t. In seiner W arte laufen die M es­
sungen der Pegelstände aller Hochspeicher 
ein und erfolgen  dem entsprechende M aß­
nahm en der Fernsteuerung für alle W erke 
einschließlich Gößnitz. In der Zentrale 
A ußerfragant befindet sich überdies die 
Hauptschaltanlage m it HO kV, von  der 
zw ei D oppelleitungen gleicher Spannung 
ausgehen: die eine führt in den prim ären 
V erso rg u n g sra u m  M ittelk ä rn ten , die andere 
überbrückt die kurze Strecke nach Inner­
fragant, um  den A btransport der dort er­
zeugten Energie zu bew erkstelligen.

In folge  der knappen Darstellung m ag die 
funktionelle Verflechtung der einzelnen 
Baugruppen fast verw irrend, m itunter nur 
schwer überschaubar sein. Daher soll die 
fo lgende Übersicht das Gesam tbild klären 
und die Verhältnisse nach dem  Endausbau 
darlegen; die G rößenordnung soll ein V er­
gleich m it Kaprun verm itteln :
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A ußerfragant 713 488 21 84 160 (+  78)
Gößnitz 710 37 28 8 30 ( -  3)
Flattach 688 20 49 8 24 (+  1)
Innerfragant 1205

Oschenikstufe 1188 9,3 88 109
W urtenstufe 490 14 56 101 (+  77)

W urtenboden 1700 675 1,5 8 21
Z u s a m m e n 252 445 (+153)

K a p r u n 332 847

Ergänzend zu obiger (umstehender) Ta­
belle  sei verm erkt, daß die eingeklam m er­
ten Zahlen zusätzliche (-J-) oder verm in­
derte (—) Erzeugung bedeuten, die sich 
nach Bauausführung aller vorgesehenen 
B ei- und Ü berleitungen ergeben wird. Der 
A nteil an W interenergie beträgt 47% und 
w ird  nach Vollausbau auf 40% absinken. 
D ie entsprechende Vergleichszahl für K a­
prun beläuft sich auf 74%. Aus der Z u ­

sam m enstellung geht auch die Reziprozität 
von  Fallhöhe und W assermenge hervor.

Zusam m enfassend sei darauf h ingew ie­
sen, daß die Planung auf der G rundüber­
legung beruht, die vorhandenen H öhen­
stufungen m it den allenfalls dort befin d ­
lichen natürlichen W asserreservoiren nutz­
bar zu machen. Dem nach boten sich drei  
N iv ea u stu fen  oder H orizonte an, die auch 
in den Nachbartälern gleicherm aßen ausge­
prägt sind. Die oberste H ochflur liegt in 
etwa 2350 m Höhe und hat im  W esten den 
Großsee, den W eißsee und den Schwarzsee 
aufzuweisen. D ieser Seenstufe entspricht 
an der Ostabdachung der 116 m  tiefe 
Oscheniksee. Dieser Hauptspeicher w ird 
nach einem  zusätzlichen Aufstau ein nutz­
bares Fassungsverm ögen von  35 Mill. m 3 
(K aprun-M oserboden: 88 Mill. m 8) aufzu­
weisen haben.

Die m ittle re  N iv ea u stu fe  der drei H ori­
zonte liegt in 1700 m  Seehöhe. W enngleich 
diese H ochflur keinen natürlichen See be­
sitzt, so erleichtert die m uldenförm ige 
Ausw eitung der W urtenalm  die Anlage 
eines künstlichen Speichers. Die aufw en­
digen A uskleidungsarbeiten lassen aller­
dings eine Beschränkung des Fassungs­
verm ögens auf 2,7 Mill. m 8 geboten er­
scheinen, w odurch sehr zum  Nachteil des 
w interlichen Energiedargebotes kaum  3% 
des Jahresabflusses auf gefangen werden 
können. Das Speicherbecken nim m t das 
Unterwasser des K raftw erkes W urtenboden 
auf, welches w ieder W asser aus dem  ober­
sten H orizont, d. h. aus G roß-, W eiß- und 
Schwarzsee abarbeitet. In den Speicher 
W urtenalm  m ünden auch noch die Ü ber­
leitungen aus F leiß-, Z irknitz- und A sten- 
tal, sow ie aus dem  Mallnitztal. Die Bau­
stellen am W urtenboden sind durch einen 
Schrägaufzug erschlossen, der parallel zu 
jen er Druckrohrtrasse verläuft, die zum  
Krafthaus Innerfragant führt. In folge  un­
günstiger geologischer Verhältnisse m ußten 
G roße und K leine Fragant als Einzugs­
gebiet zum W urtenspeicher ausgeklam m ert 
werden. Um auch diese W asserläufe zu 
nutzen, w urde in etwa 1470 m Höhe der 
Kunstspeicher Haselstein m it 39.000 m 8 In­
halt errichtet. Er liegt auf einer Hangrast 
unm ittelbar südlich der K leinen Fragant. 
A ußer diesen Bach nim m t er auch noch die 
G roße Fragant auf, die über einen Stahl­
rohrstrang beigeleitet w ird, w eil die G e­
steinsverhältnisse einen Freispiegelstollen 
ausschließen. V om  Speicher Haselstein 
führt eine Druckrohrleitung zu jen er 
Pum pstation, die bereits bei der Beschrei­
bung des K raftw erkes Innerfragant er­
wähnt wurde.

Der Talkessel von  Innerfragant in einer
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Höhe von etwa 1200 m bildet die unterste 
der drei Niveaustufen. In dieser Haupt­
stufe befinden sich neben zwei Pump­
werken Krafthaus und Speicher gleichen 
Namens. Der Speicher hat das Unterwasser 
des Krafthauses aufzunehmen und in aus­
geglichenen Wasserf rächten dem Unter­
lieger Außerfragant zuzuführen; daher die

Funktionsbezeichnung Ausgleichsspeicher 
Innerfragant. Zudem werden noch drei 
kleinere Gewässer miteinbezogen, nämlich 
der Wollinitz- und der Oschenikbach, so­
wie Restwasser des Wurtenbaches.

Im Zuge der Arbeiten an der Kraft­
werksgruppe Fragant—Oscheniksee ist vor­
gesehen, das Kärntner Verbundnetz um

2500m __________ ___________ 2500m

23



354 Kurznachrichten

einen zusätzlichen Ring zu erw eitern. Er 
soll von  A ußerfragant durch das obere 
M ölltal führen, hinüber ins Gailtal leiten 
und diesem  folgend  an das bestehende 
Ubertragungssystem  M ittelkärntens an­
schließen.

Q u ellen : Das K ärntner Jahr 1969, Jahr­
buch der KELAG, K lagen furt; versch. 
Pressem eldungen. J. G rüll.

ÖSTERREICH — ITALIEN 

Triest und Österreich
In den letzten Jahren hat der W aren­

verkehr über den H afen Triest bedeutend 
zugenom m en. 1968 w urden dort 21 M io t, 
1969 sogar 24 M io t W aren um geschlagen; 
von  dieser M enge w aren allerdings 20 M io t 
Erdöl. M ehr als v ier Fünftel des Erdöls 
gingen durch die TA L (Trans-Alpine P ipe­
line — vgl. MÖGgGes. Bd. 107/1965, S. 243) 
w eiter zu den R affinerien W estdeutsch­
lands. Für die Zukunft sind noch höhere 
Ergebnisse zu erwarten, da inzwischen auch 
die A W P  (Adria—W ien-Pipeline) in Betrieb 
genom m en w erden konnte (siehe auch 
M ÖGgGes. Bd. 111/1969, S. 88 f.). Man h o fft  
in Triest, im  neu erstellten E rdölhafen im  
Jahr 1971 26 Mio t R ohöl Umschlagen zu 
können; 1970 w aren es schon 21 M io t.

M e n g e n m ä ß ig  d o m in iert  im  Triester Ha­
fenverkehr eindeutig Ö sterreich  — sein A n­
teil lag 1970 bei 57%. Dies hat natürlich zur 
Folge, daß auch im  Eisenbahn- und L kw - 
Verkehr Österreich vor der BRD und Jugo­
slaw ien an erster Stelle steht. A ber nicht 
nur bei Rohöl, sondern auch bei anderen 
W aren spielt Triest als H afen eine bedeu­
tende Rolle. So ist es der bedeutendste 
K affeeim portplatz des M ittelländischen 
M eeres (1969: 2,3 M io Sack); der A nteil 
Österreichs ist auch hier im  Zunehm en. 
Dagegen gab es bei Nadelholz Einbußen 
von  m ehr als 10% zugunsten der ju g o ­
slawischen Häfen, die Triest stark kon­
kurrenzieren. Die italienischen Eisenbahn­
tarife w urden 1970 den jugoslaw ischen an­
geglichen und seit 1. Mai 1971 ist ein ein­
heitlicher Bahngütertarif Österreich — 
Triest — Übersee in Kraft, der fü r alle 
G renzübergänge gilt. Im  Straßen-Transit- 
verkehr ist die Situation w eniger günstig, 
da Jugoslaw ien eine Durchfahrtssteuer ein­
hebt, ähnlich w ie auch Österreich seiner­
seits eine solche Steuer fordert.

D ie italienischen B ehörden haben die 
Investitionsbegünstigungen für Triest in 
Anbetracht seiner Randlage und der ju g o ­
slawischen K onkurrenz bis 1980 verlängert. 
O bw ohl die günstigen Bedingungen auch 
für Ausländer gelten, hat bis jetzt nur 
eine österreichische Firm a davon Gebrauch

gemacht. Freilich m uß erst die schleppende 
italienische Bürokratie überw unden w er­
den.

V on Triest gibt es z. Zt. etwa 200 Schiffs­
abfahrten pro Monat. In starkem  Zuneh­
m en ist der Containerverkehr, für den ein 
eigener großräum iger H afenteil reserviert 
ist.

Unter den Österreich bedienenden Tran­
sithäfen nim m t Triest jedoch  nicht die 
erste Stelle ein. 1969 war Spitzenreiter 
R ijeka (35%), das seit Jahren an erster 
Stelle liegt und dessen prozentueller Anteil 
w eiter zugenom m en hat. U ber Ham burg 
gingen 1969 29%, über Triest 19%, über 
Brake 8% (Erze), über K öper etwa 4% 
und über Rotterdam  fast 3% der Transit­
güter über See. Durch die Inbetriebnahm e 
der A W P w ird sich aber sicher der A nteil 
Triests wesentlich erhöhen.

Eine interessante zusätzliche K om po­
nente im Verhältnis Triest — Österreich 
ergibt sich in jüngster Zeit durch das A u f­
tauchen der rotw eißroten  Flagge auf 
H ochseeschiffen. Die D onau-Levante-R ee- 
derei-A .G . in W ien, an der auch eine T rie­
ster Speditionsfirm a beteiligt ist, erwarb 
im  Mai 1970 im Leasingverfahren zw ei 
k leine H ochseefrachter („Helena“ und 
„Christiane“) und bald darauf noch ein 
drittes Schiff („V iktoria“) von  je  1200 BRT. 
Diese österreichischen Frachter, deren 
H eim athafen Triest ist, w o sie einen eige­
nen Liegeplatz haben, versehen einen 
regelm äßigen Dienst zwischen Triest einer­
seits und türkischen, griechischen und 
spanischen H äfen andrerseits. D ie auslau­
fende Fracht ist hauptsächlich Stückgut 
aus Österreich, der BRD und der CSSR; 
an Rückfracht besteht ebenfalls kein  M an­
gel. 1971 w urde ein viertes, aus Finnland 
stam mendes Schiff erw orben. Die R eederei 
hofft, das jetzt ungarische und finnische 
Personal allm ählich durch österreichisches 
ersetzen zu können.

Ein Positivum  wäre die österreichische 
Flagge auch in Krisenzeiten, in denen neu­
trale Schiffe leichter ihre A ufgaben  erfü l­
len können als solche aus Ländern, die 
M ilitärpakten angehören. Es sind auch 
Ü berlegungen im  Gang, die Reederei in  
Pläne zur wirtschaftlichen L andesverteidi­
gung (Sicherung von  Schiffsraum  für den 
Krisenfall) einzubeziehen. Dazu wäre fre i­
lich ein wesentlich größerer Schiffspark 
— man spricht von  etwa 50.000 BRT — er­
forderlich.

Q u ellen : „Die Presse“ v. 10. 6., 29. 6., 1. 7., 
17. 10. 1970, 3. 5. und 12. 5. 1971; „Neue Zü r­
cher Zeitung“ v. 29. 10. 1970; „Shell-E rdöl- 
Inform ationen“ (Wien), Nr. 3/1971.

A . K ö ttn e r .
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FRANKREICH
W eiterer Ausbau des „Europort du Sud“ 
bei M arseille

In den „Geographischen Inform ationen“ 
w urde bereits vor  einigen Jahren über 
M arseille, seinen H afen und seine Ge­
schichte berichtet. Es w urde damals auch 
darauf hingewiesen, daß in  Stadt und Um­
land m it um fangreichen Planungen und 
Ausbauten begonnen w urde (vgl. M ÖGg.- 
Ges, Bd. 108/1966, S. 257 f.). Nun soll kurz 
über das bisher Geleistete referiert werden.

Nachdem  beim  Étang de Berre und in 
Lavéra (im Osten der Camargue) geeignete 
Plätze zur Errichtung von  Petroleum raffi­
nerien gefunden wurden, errichtete man 
b e i L a véra  ein en  E rd ölh a fen . Das dort 
gelöschte R ohöl w ird  aber nicht nur in den 
hafennahen, sondern auch in weitab vom  
M eer gelegenen R affinerien verarbeitet, 
denn Lavéra ist A u sg a n g sp u n k t d er Sü d ­
eu ropä isch en  P ip elin e  (SEPL), die bis 
Karlsruhe gelegt w urde. Die angeschlosse­
nen R affinerien befinden  sich in Frank­
reich (Feyzin, Straßburg, Metz), in der 
Schweiz (Cressier) und in der BRD (Karls­
ruhe, Speyer, M annheim, W örth und 
Klarenthal).

Seit der Erbauung des Erdölhafens ist 
R ohöl m engenm äßig das Hauptumschlaggut 
des „Europort du Sud“. V on  den 1969 um ­
geschlagenen 65 M io t entfallen auf R ohöl 
und P etroleum derivate 56 M io t, d. s. m ehr 
als 80%. Seit 1938 ist der Gesamtumschlag 
des Hafens von  M arseille auf das Sieben­
fache gestiegen, vor allem  natürlich w egen 
des enorm  gewachsenen Rohölum schlages 
(doch hat auch früher der R ohölim port in 
M arseille eine R olle gespielt). So ist heute 
M arseille der größte französische und der 
drittgrößte europäische H afen nach R otter­
dam und Antwerpen.

W ie ging nun der A u sb a u  des „Europort 
du Sud“ vor sich? Im  eigentlichen Hafen 
von  M arseille (direkt bei der Stadt) w ird  
vor allem  der Passagier- und Stückgut­
verkehr abgew ickelt und zusätzlich ein 
Teil der Massengüter umgeschlagen. Bei 
Lavéra wurde, w ie bereits erwähnt, ein 
Petroleum hafen errichtet, in dem  Tank­
schiffe bis zu 80.000 tdw  gelöscht w erden 
können.

Die nunm ehr zu erwartenden Riesen­
tanker bis über 500.000 tdw  können derzeit 
in M arseille nicht gelöscht werden. Des­
deshalb w ird nun im  G o lf v o n  F o s , 
ca. 50 km  westlich von  M arseille, ein G roß­
p ro jek t in die Tat um gesetzt, das dem  
ganzen Raum  ein neues Gepräge gibt: der 
Bau eines Großhafens und eines Industrie­
geländes von  europäischem  Rang. Der öst­

lich des Rhonedeltas gelegene G olf ist sei­
ner natürlichen Beschaffenheit w egen zum  
Ausbau als H afen prädestiniert und die 
landeinwärts gelegene, teilw eise sum pfige 
Ebene, bisher kaum  genützt, bietet aus­
reichend Platz fü r industrielle Großanlagen.

Mit dem  Bau des Hafens w urde 1965 
begonnen und schon 1968 legten der erste 
Tanker und das erste Schwergutschiff m it 
Bauxit in diesem  Teil des „Südeuropa­
hafens“ an. 1969 wurden hier schon m ehr 
als 13 M io t R ohöl und 360.000 t B auxit ge­
löscht. Inzwischen hat der H afenbau schon 
große Fortschritte gem acht: gegen das
o ffen e  M eer w urde das H afengelände durch 
einen 2 km  langen Dam m  abgeschirmt. 
V on  den geplanten 12 km  Anlagekais ist 
schon der G roßteil gebaut und Schiffe bis 
zu einem  Tiefgang von  25 m können ihre 
Ladung löschen, w obei Tanker von  
ca. 300.000 tdw  in zwei Tagen leergepum pt 
werden. B ei B edarf könnte zusätzlich noch 
ein Tankerkai fü r Schiffe von  m ehr als
500.000 tdw  erbaut werden. Durch die M ög­
lichkeit, auch Riesentankern das Löschen 
ihrer Ladung zu erm öglichen, ergibt sich, 
daß ein U m pum pen des Rohöls auf k lei­
nere Tanker durchgeführt w erden kann, 
die dann ihrerseits ihre Ladung in H äfen 
m it geringerer Kapazität löschen würden.

Die SEPL hat inzwischen einen Strang 
nach Fos erhalten und wird nun durch 
eine zw eite Leitung parallel zur ersten auf 
eine Kapazität von  90 M io t jährlich ge­
bracht. Es sind in Fos drei Hafenbecken 
vorhanden, darunter auch eines für Schwer­
gut- und Containerschiffe. Der Container­
verkehr nimmt, w ie auch dem  Binnenlän­
der täglich vor A ugen geführt w ird, einen 
beachtlichen Aufschwung. Das an den 
H afen anschließende Industriegelände w ur­
de zum T eil m it dem  beim  H afenbau aus­
gehobenen M aterial planiert. Es sind in der 
„Z o n e  In d u str ie lle  d es F o s ‘f (ZIF) Hoch­
öfen  und W alzwerke, aber auch G roß­
betriebe der chemischen und der B austoff­
industrie vorgesehen bzw. schon im  Ent­
stehen begriffen . Im  Raum  M arseille ent­
w ickelt sich also ein V erkehrs- und Indu­
striekom plex von  kontinentalem  Rang.

Q u ellen : „Neue Zürcher Zeitung“ v. 21.
6. 1970, „Cart A ctual“ Nr. 25.

A . K ö ttn e r .

DEUTSCHLAND (BRD)

75 Jahre N ordostseekanal
Der am stärksten frequentierte Seeschiff­

fahrtskanal, in internationalen Seehand­
büchern und Atlanten auch „K iel Canal“ 
genannt, w urde nach etwa siebenjähriger 
Bauzeit im  Juni 1895 dem  Verkehr über-
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geben. Das 156 M io G oldm ark kostende 
Verkehrsbauw erk war übrigens die erste 
Gem einschaftsleistung der zum Zw eiten 
Reich zusam m engefügten Länder Deutsch­
lands seit 1871. Es m ußten dabei 82 M io m 3 
Erdreich bew egt werden. Die W asserstraße 
ist von  ihrem  W estende bei Brunsbüttel 
und dem  Ostende bei K iel-H oltenau 98 km  
lang und hat seit ihrem  1907—14 erfolgten  
Ausbau, bei dem  zwei noch heute in B e­
trieb stehende Großschleusen von  je  330 m 
Länge, 45 m  Breite und 14 m T iefe an den 
beiden Kanalenden errichtet w urden, eine 
durchschnittliche W asserspiegelbreite von  
102 m und eine Sohlenbreite von  etwa 42 m 
bei einer T iefe von  11 m. Der W asserspiegel 
liegt streckenweise m ehrere M eter über 
dem  durchfahrenen M arschland; westlich 
von  K iel w erden  im  V erlauf der Eider 
m ehrere Seen gequert.

Im  Vergleich zu den beiden G roßsch iff­
fahrtsstraßen Panam a- und Suezkanal ist 
die W egersparnis nur gering; doch fü r die 
beiden G roßhäfen Ham burg und Brem en 
fä llt bei bestim m ten Routen die Strecken­
ersparnis ins Gewicht. D ie Fahrt um  Kap 
Skagen dauert fü r einen Frachter etwa 
einen Tag länger. Die K analfahrt ist in 
7—9 Stunden bew ältigt (das Durchschleusen 
nicht gerechnet), w obei m axim al 8 K noten 
gefahren w erden dürfen ; Lotsen sind v or ­
geschrieben. In den letzten 20 Jahren stieg 
die Zahl der durchgeschleusten Schiffe auf 
das Doppelte, w obei die Durchschnitts­
größen ebenfalls zugenom m en haben. D er­
zeit benützen den Kanal etwa 6000 Schiffe 
m onatlich, davon etwa zw ei D rittel m it 
westdeutscher Flagge. Die wichtigsten Mas­
sengüter sind z. Zt. Erdöl und dessen 
Derivate, Holz, Zellu lose und Kohle.

Die wachsenden Frequenzzahlen führten 
in den letzten Jahren zu einer starken 
Ü berbelastung des Kanals, sodaß man an 
eine aberm alige Erweiterung denken 
m ußte, die 1965 in  A n g riff genom m en 
w urde und m it deren Fertigstellung etwa 
1977 gerechnet w erden kann. Die Kosten 
dürften sich auf etwa 360 M io DM belaufen. 
D ie Sohle w ird auf 90 m  verbreitert und 
die W asserspiegelbreite soll durchgehend 
102 m betragen; die T iefe bleibt unverän­
dert. In der am W estende des Kanals ge­
legenen Stadt Brunsbüttel (12.000 Einw.) 
w urde 1966 ein neuer Tiefw asserhafen für 
Schiffe bis 100.000 BRT gebaut. Durch diese 
Großbauten erh offt man eine w eitere K a­
pazitätssteigerung der fü r N ord- und M it­
teleuropa gleich w ichtigen W asserstraße, 
die, w ie vor allem  im  Binnenland kaum  
bekannt ist, bereits einen V orgänger hatte, 
den 1777—84 erbauten Eider-Kanal, welcher

der erste Kanal fü r Seeschiffe in Europa 
gew esen ist.

Ein noch nicht ganz gelöstes P roblem  ist 
das des dichten Kanalquerverkehrs. Derzeit 
w ird  der Kanal von  einer Straßenbrücke, 
zw ei Eisenbahnbrücken und zw ei kom bi­
nierten Straßen-Eisenbahnbrücken gequert. 
Dazu kom m en noch ein Straßen- und ein 
Fußgängertunnel, eine Schwebefähre und 
13 W asserfähren. Die Fähren verkehren 
etwa zweitausendm al in 24 Stunden. D er 
früher überw iegend lokale bzw. regionale 
V erkehr wurde im m er stärker durch den 
internationalen V erkehr von  und nach 
Skandinavien ergänzt, östlich  von  Rends­
burg ist zur Zeit eine große A utobahn­
brücke in Bau, von  der m an sich eine 
starke Entlastung der bisherigen Querver­
bindungen erhofft.

Q u ellen : „Neue Zürcher Zeitung“ v. 19. 
6. 1970, „Geograph. Rundschau“ Nr. 9/1970, 
S. 375.

A. K ö ttn e r .

ITALIEN

A utobahn Brenner — M odena
Nachdem  die 125 km  (davon 5,7 km  in 

Tunneln) lange Brennerbahn Innsbruck — 
B ozen (1861 Trassierungs-, 1864 B aubeginn;
10.000 A rbeiter, 30 Mili. Gulden) 1867 e rö ff­
net w orden  war, zog sie bald den gesam ten 
Straßenverkehr an sich. W ährend um  1800 
jährlich rund 2000 schwere Lastwagen über 
den B renner gefahren waren, stellte im  
Jahre 1902 der Schriftsteller O. J. B ierbaum  
anläßlich einer Autoreise fest, daß die 
Brennerstraße so gut w ie keinen Fährver­
kehr hat. Die M otorisierungswelle unseres 
Jahrhunderts erforderte indessen schon in 
der Zw ischenkriegszeit und vollends seit 
etwa 1950 einen m odernen Ausbau der 
Straßenzüge beiderseits des Brenners. A m  
16. 9. 1950 erklärte die Europäische W irt­
schaftskom m ission der V ereinten Nationen 
(ECE) in G enf unter den 26 Hauptver­
kehrsadern kontinentw eiter B edeutung die 
Route Oslo — T relleborg — B erlin — H of — 
M ünchen — B renner — M odena — Rom  zur 
Europastraße 6 (E 6; vgl. MÖGG 1963, 
S. 273). Als sich die bestehende Straße dem  
zunehm enden V erkehr nicht m ehr gewach­
sen erwies, m ußten sich die beiden Staaten 
zur grundsätzlichen Neuplanung einer A uto­
bahn entschließen, w obei jedoch  P rojek te  
einer Untertunnelung des Brenners aus­
schieden.

Die ö s t e r r e i c h i s c h e  B r e n n e r ­
a u t o b a h n  A G  konstituierte sich nach 
Schaffung gesetzlicher Grundlagen erst am 
24. 6. 1964, nachdem  schon 1956 die P ro jek ­
tierung und im  Som m er 1959 der Bau im
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Abschnitt Innsbruck — Schönberg begonnen 
hatte (vgl. MÖGG 1964, S. 115). 1969, als die 
Strecke Innsbruck Ost — Brennersee prak­
tisch fertig  war, brachte die Maut von  
2,7 Mill. Autos 83 Mill. S ein, davon 90% 
von  Ausländern (doch nur 56% in Devisen). 
1971 erm öglichte die Aufstockung des Ge­
sellschaftskapitals auf 200 Mill. S die Fer­
tigstellung der Reststücke der Anschlüsse 
Innsbruck und Brenner/Grenze. Die Bau­
kosten der 37 km  langen Brennerautobahn 
betrugen 75 Mill. S pro km. Bis zu den 
Olym pischen Spielen in München 1972 soll 
die Inntalautobahn Innsbruck — Kufstein 
(73 km) zum indest m it einer Fahrbahn den 
Anschluß ans deutsche Netz her stellen.

D ie i t a l i e n i s c h e  B r e n n e r a u t o ­
b a h n  A G  (Autostrada del Brennero 
S. p. A.) m it Sitz in Trient wurde am 
20. 2. 1959 unter B eteiligung von  K örper­
schaften aller P rovinzen bis R eggio Emilia 
im  Süden gegründet und ihr Kapital 
schrittweise auf 4 Mrd. L ire gebracht. Nach 
gesetzlicher Regelung erhielt die Gesell­
schaft am 20. 5. 1963 die staatliche K onzes­
sion zum  Bau und B etrieb einer m aut­
p flichtigen A utobahn Brenner — Modena, 
w obei der Staat 30 Jahre hindurch einen 
Baukostenanteil vergütet, nach welcher 
Frist die gesamte A nlage entschädigungs­
los der A utonom en Staatsstraßenverwal­
tung (ANAS) zufällt. M auteinnahm en und 
Staatsbeiträge w erden es der Gesellschaft 
in  der Zw ischenzeit erm öglichen, die lau­
fenden Verwaltungs-, Instandhaltungs- und 
A m ortisationskosten der K redite zu be­
streiten.

D ie  T ra sse  schließt auf dem  B renner­
scheitel in  1375 m  Seehöhe an die österrei­
chische A utobahn an, verläuft im  Hang 
bis Gossensaß, w o sie den Eisack auf 1029 m 
langem  V iadukt in  100 m  Höhe quert, und 
erreicht bei Sterzing den Talboden. Hier 
bietet die Ebene Platz für Reparatur- und 
Tankstellen. Dem  Eisacktal folgend, muß 
die Autobahn zwischen Franzensfeste und 
B ozen w egen der zahlreichen Siedlungen, 
der Steilheit der B ergflanken und der 
W indungen des Tales m ehrfach in Tunnel 
ausweichen, die stets fü r jed e  Fahrtrich­
tung getrennt angelegt werden. Da die 
längsten — bei Franzensfeste im Granit 
und im  Q uarzporphyr des V irglberges — 
900 m  nicht überschreiten, reicht die natür­
liche D urchlüftung aus. Im  Engtal zwischen 
Klausen und Bozen häufen sich Kunst­
bauten besonders, w esw egen gerade dieser 
Abschnitt voraussichtlich erst Ende 1972 
fertiggestellt sein w ird. A b Bozen zieht 
die Trasse durch das breite Etschtal, hält 
sich m eist rechts vom  Fluß und muß dort, 
w o die Etsch m it ihren N ebenflüssen ein

breites Torrentenbett bildet, w ie an der 
Avisiom ündung bei Lavis, über lange Stel­
zenviadukte führen. Die Stadt Trient w ird 
in  einem  Tunnel um gangen. V or der B er­
ner Klause (zwischen Ceraino und R ivoli 
Veronese) verläßt die Autobahn den Tal­
boden  und quert die Endm oränenhügel 
zwischen Etsch und Gardasee, um in einem  
B ogen etwa parallel zum Flußverlauf den 
K noten V erona zu erreichen, w o in der 
Nähe des Flughafens V illafranca bei Dosso- 
buono der Anschluß an die Autobahn 
„La Serenissim a“ (Brescia — Venedig, 1971 
W estverlängerung Cremona — Piacenza 
und dam it Anschluß nach Genua) herge­
stellt w ird. W eiter zieht die Trasse am 
Ostrand von  Mantua südwärts, überquert 
den Po zwischen S. N icolö und P ortiolo  
auf einer 984 m langen Brücke und endet 
bei Cam pogalliano westlich von  Modena, 
w o sie m it der Autostrada del Sole M ai­
la n d -R o m —Neapel verknotet ist.

Obw ohl seit über 30 Jahren neue Straßen­
verbindungen zwischen dem  Brenner und 
Bozen projek tiert wurden, w obei eine 
Variante das Sarntal benützen w ollte, eine 
andere des M eraner Ing. W ackernell, um 
1960 von  einem  eigenen Kom itee stark pro ­
pagiert, sich von  einer 12 km  kürzeren 
Route Sterzing — Jaufentunnel — Passeier — 
M eran — B ozen eine Belebung des Ober­
etschraumes versprach, hält sich der von  
U n terrich ter  un d  G en tilin i 1960 vorgelegte 
und schließlich angenom m ene E n tw u rf  im  
w esentlichen an die traditionelle Brenner­
trasse, in deren B ereich ein Drittel der 
B evölkerung Südtirols lebt.

Da der Bau nach Regelung der Finanzie­
rungsfrage erst 1966 begann, m ußte bis da­
hin der alte, m eist 6 m breite Straßenzug 
durch Bahnüberführungen und Ortsum fah­
rungen verbessert werden. Die neue, 312 km  
lange Autostrada (davon 29 km  Brücken, 
V iadukte und Galerien, 6 km  Tunnel) ist 
m it ihren zw ei Fahrbahnen zu 7,5 m und 
den beidseitigen Randstreifen m it Bankett 
zu 3 m  Breite bei einem  M axim algefälle 
von  3,7% fü r ein Tem po bis 160 km /h ange­
legt. W o die alte Straße und die Bahn­
linie eine Talenge ganz füllt, sucht sich die 
A utobahn stellenweise auf Stelzen eine 
zweite Ebene. Auch K raftw erke und inten­
siv besiedelte und bebaute Zonen im  Etsch­
tal zwangen zu Kunstbauten. Ü berall fügen  
sich die neuen Anlagen ins Landschaftsbild 
ein. 12, bzw . 34 Mill. m 3 machen die A us­
hub- bzw. Aufschüttungsm assen aus. Die 
Baukosten w urden 1959 m it 80 Mrd. L ire 
kalkuliert. Nachdem 1968/69 die Abschnitte 
B ozen — Trient und Verona — Mantua er­
ö ffn et w orden  waren, konnte bis Ende 1971 
die ganze Strecke außer Klausen — Bozen
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dem  V erkehr übergeben werden. 1973 w ird  
K ufstein — Innsbruck — M odena (420 km ) 
den M ittelteil einer w ahrhaft m itteleuro­
päischen A utobahn von  Norddeutschland 
bis Süditalien bilden, die an Ausdehnung 
den US-H ighways entspricht. Da von  den 
32 Mill. Italienreisenden 24 Mill. per Auto 
kom m en, liegt die B edeutung der A uto­
strada für Italiens F rem denverkehr auf 
der Hand.

Durch die neue Straße w ird  allerdings 
die hundertjährige B r e n n e r b a h n  noch 
m ehr ins H intertreffen geraten. Stets schon 
quantitativ und qualitativ der seit dem  
K rieg  auch in  einen günstigeren politisch­
geographischen Bahm en gefügten Gotthard­
bahn unterlegen, die etwa das Dreifache 
im  P ersonen- w ie im  Frachttransport le i­
stet, konkurrenziert die Brennerstraße 
(1951: 0,7; 1961: 1; 1971: 3 Mill. K raftfahr­
zeuge, davon 90% Personenautos) die Bahn 
w eit stärker als die w intergesperrte G ott­
hardstraße. W ie in der Schweiz, sehen auch 
in Österreich die Fachleute den Schienen­
w eg der Zukunft in einer „Flachbahn“ 
durch die A lpen. D ort w ird  ein 45 km  lan­
ger Gotthard-Basistunnel entstehen, hier 
schlug D reßler 1956 einen 65 km  Tunnel von  
Innsbruck bis Schönna im  Zug einer 
200 km /h-Schnellbahn M ünchen — Verona 
v or  (die Straßenwirtschaft w ürde m it Freu­
den die freiw erdenden Bahnanlagen im  
7 km  langen Brenner-H ochtal okkupieren). 
Andererseits w ird  seit 1953 im m er w ieder 
eine A rt „V ogelflu g“-Flachbahn M ünchen — 
V enedig (nur 388 km ) m it Tunneln unter 
den Tegernseer B ergen (22 km), den Z iller­
talern (28 km) und den D olom iten (44 km) 
ventiliert (K osten: 350 Mrd. Lire), die eine 
Parallele zu der 1958/62 von  deutschen und 
italienischen Ölgesellschaften im  Zusam ­
m enhang m it einer E rdölleitung v orge­
schlagenen „Autostrada d ’A lem agna“ dar­
gestellt hätte. Tatsächlich wählte m an 
jedoch  fü r die Ölleitung, die 1967 fertig ­
gestellte TA L (siehe MÖGG 1965, S. 243, und 
1969, S. 294 f.), den W eg durch den F elber- 
tauern (siehe MÖGG 1965, S. 241), während 
eine Schnellverbindung M ünchen — V ene­
dig in einer östlicheren Variante als 
Tauernautobahn (AG 1969 gegründet, 53 km  
Scheitelstrecke Eben — Tauern- und 
Katschbergtunnel — Rennweg verm utlich 
1975 fertig) entsteht. Gegenüber der m ehr 
zum  Schwerpunkt Genua tendierenden 
B rennerautobahn w ürden diese V erkehrs­
w ege jeden falls dem  Raum  V enedig — 
Triest A uftrieb  geben, w o eine „Strada 
d ’A lem agna“ (S. S. 51 C onegliano — D ob- 
biaco) seit langem  besteht.

Q u ellen : Brennerautobahn, Trient 1969; 
Mitt. öst. Verkehrswiss. Ges. 1963/3 (81);

das leben in italien 1970/3 (249); D olom iten 
24. 8. 67; FA Z 13. 5. 70, 24. 3. 71; T iroler 
Tagesztg. 22. 4. 71. F . S leza k.

JUGOSLAW IEN 

M elioration des Narentadeltas
W o sich die Narenta (Neretva) auf ihrem  

219 km  langen L auf aus ihrer anfänglichen 
N ordwestrichtung im  großen Durchbruch 
durchs Dinarische G ebirge südwestwärts 
w endet, bildet sie heute zwischen K on jic  
und der Ram am ündung jen en  Stausee, der 
nach dem  etwas unterhalb in einem  k lei­
nen Talbecken gelegenen Städtchen Jabla- 
nica benannt ist, w o sich das K raftw erk 
befindet. Danach tritt der Fluß in das land­
schaftlich unserem  Gesäuse ähnliche Eng­
tal ein, welches das F lußprofil stellenweise 
auf 4 m zusam m enpreßt, was früher bei 
Hochwasser einen Spiegelanstieg um  17 m  
verursachen konnte. Bahn und Straße 
m ußten auf dieser 38 km  langen Schlucht­
strecke daher rund 20 m  über dem  Tal­
boden  trassiert werden, während der alte 
Saum weg die Narentaenge überhaupt öst­
lich des Prenj um ging. Im  B jelo  P ol je  
ö ffn et sich das Tal zu einem  Becken, an 
dessen Südsaum das W irtschafts- und K ul­
turzentrum  der H erzegowina em porwuchs, 
M ostar. Schon im  15. Jahrhundert w ird  die 
alte H olzbrücke erwähnt, die hier, an K et­
ten hängend, an günstiger Stelle die 
Narenta überspannte und deren zwei 
W achttürm e in die längst verschwundene 
Stadtbefestigung einbezogen waren. V on 
den Brückenwächtern (mostari) leitet sich 
auch der Name ab. 1566 erbaute Hadschru- 
din, ein Schüler Sinans, der die berühm te 
Drinabrücke schuf, das W ahrzeichen M o- 
stars, die Steinbrücke m it ihrem  29 m lan­
gen und 28 m hohen Bogen, ein M eister­
stück osm anischer Baukunst.

B ei Capljina, w o die Narenta zur Eiszeit 
in die A dria m ündete, w ird  der G ebirgs- 
fluß zum  Flachlandstrom, der sich hier auf 
seinen eigenen Ablagerungen ein weites 
Schwem m - und Sum pfland schuf, in dem 
vorerst noch sein Süßwasser herrscht. 
Unterhalb von  Gabela („Zollstation“ , einst 
Name für den ganzen Grenzstrich) jedoch, 
w o die Narenta die H erzegowina verläßt 
und bei M etkoviö bereits Dalm atien, bzw. 
heute K roatien betritt, verästelte sie sich 
im  Naturzustand m it einem  Dutzend Mün­
dungsarm en zu einem  12 0 km 2 g r o ß e n  
D e l t a ,  in dessen tiefere Bodenschichten 
das Salzwasser der A dria eindringt. Dieses 
W asser- und Schilflabyrinth bot im  Gegen­
satz zu den stechdornbedeckten Karsthän­
gen der Um randung ein fü r Dalm atien ein­
zigartiges Bild.
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Noch vor 70 Jahren schreibt das K ron ­
prinzenw erk (Bosnien, S. 110): „Leichter 
durchquert der Eindringling die H ochge­
birge des Balkans als das Delta der Na- 
renta.“ Schon 1831 hatte allerdings Josef 
Ressel, dessen den B ehörden unangeneh­
m er Ideenreichtum  sich von  der Schiffs­
schraube über Forstkartierung bis zu Fis­
kalfragen erstreckte, dem  Landesgubernial- 
präsidium  in Zadar einen Plan zur R eg u ­
lieru n g u n d  K o lo n isier u n g  d es N a ren ta - 
deltas  unterbreitet: „P rojek t über die V er­
wendung des Geländes am Narentalauf“ , 
dessen Original sich im  W iener Technischen 
M useum  befindet. Im m erhin begann die 
Regierung schon einige Jahre vor dem  
Einmarsch in B osnien (1878) entsprechende 
A rbeiten und ließ bis 1885 den Narenta- 
unterlauf auf 21 km  Länge regulieren und 
ausbaggern. Som it konnten selbst bei 
N iederwasser Schiffe bis etwa 150 t und 
fast 5 m T iefgang M etkoviö erreichen, das 
sich vom  verkehrsfernen Nest vor allem  
nach der Okkupation des Hinterlandes 
durch Österreich-Ungarn zu einem  bedeu­
tenden H afen entwickelte, der einerseits 
die H erzegowina vom  Südwesten her er­
schloß, andererseits dem  bosnischen Holz 
bis Süditalien hin den Absatz sicherte. 
Nachdem  das Herbsthochwasser von  1886 
die behelfsm äßigen Kaianlagen zerstört 
hatte, errichtete man neue Hafenbauten, 
die im  w esentlichen bis heute ihren Zw eck 
erfüllen. In W ien w urde die Narenta so 
populär, daß Carl K om zäk 1896 seinen W al­
zer op. 227 „A n der schönen grünen 
Narenta“ nannte.

D ie L e b en sa d e r  für M etkovic bildete 
allerdings die B a h n verb in d u n g . Die M ilitär­
behörden hatten schon w enige W ochen 
nach dem  Einmarsch Baufirm en, deren 
Tätigkeit sich vom  Suezkanal über die 
W iener Donauregulierung zum Bahnbau 
Tem esvär-Or$ova verfo lgen  läßt, m it dem  
Bahnbau B rod — Zenica — Sajarevo be ­
traut („Bosnabahn“, 1878—1882). So gab das 
firm eneigene Baum aterial m it seiner zufäl­
ligen Spurweite von  76 cm  den Anstoß zu 
einem  der ausgedehntesten Schmalspur­
netze Europas, das erst in unseren Tagen 
und bloß auf einzelnen Haupttrassen durch 
die Norm alspur abgelöst wird. 1884 begann 
von  M etkovic her der Bau der N arentata l- 
bahn, die 1885 Mostar, 1891 Sarajevo er­
reichte. A m  Narentaunterlauf machte die 
Malaria, eine ständige Peinigung der w en i­
gen Fischersiedlungen im  Delta, dem Bau- 
und Bahnpersonal zu schaffen. Eukalyptus­
bäum e, die dem  B oden viel Wasser ent­
ziehen, w urden im  B ereich der Stationen 
gepflanzt, um die Trockenlegung zu be­
schleunigen. Sie überdauerten nicht die

strengen W interfröste. In den Narenta- 
schluchten und im  H ochgebirge bot das 
Gelände beträchtliche Schwierigkeiten. Im 
B ereich des Ivanpasses überw indet die 
Bahn in  einem  680 m  langen Tunnel (876 m  
Seehöh e; benachbarte Straße 967 m) die 
W asserscheide Adria/Schwarzes Meer, w obei 
auf den Steilram pen 19 km  Zahnstangen­
strecken eingerichtet w erden mußten.

M e tk o v ic  w urde dam it zu einer A r t  
„A d ria h a fen “ . Eine Eisenbrücke verband 
das linksufrige Städtchen m it der rechts­
u frigen  Bahnstation, die nach dem  Bau der 
Anschlußstrecke Gabela — D ubrovnik (1901) 
w eitere Bedeutung gewann. D ie Stadt 
zählte bald 3000 Einwohner. Im  Delta selbst 
w urden während der österreichischen V er­
w altung zwar die m äandrierenden Gerinne 
in  zwei Hauptarm en zusam m engefaßt und 
Entwässerungsgräben gezogen, bezüglich 
der Trockenlegung jedoch kaum  E rfolge 
erzielt. 1942 w urde die Bahn von  M etkoviö 
entlang dem  Narentaunterlauf bis K ardel- 
jev o  an die Küste verlängert, w o man 1946 
vorerst aus strategischen Gründen, später 
im  Rahm en der R egionalplanung die n e u e  
H a fen sta d t P lo ce  erbaute, deren m oderne 
A nlagen 1957 bereits 460.000 t umschlugen, 
bis 1966 jedoch  noch auf 4 Mill. t und zur 
A ufnahm e von  Schiffen bis 100.000 t erw ei­
tert w urden. Parallel zu diesen A rbeiten 
ersetzte eine neue Norm alspurbahn P loce 
— Sarajevo (194 km, w ovon  36,6 auf die 
106 Tunnel entfa llen ; 71 Brücken) die alte 
Schm alspurstrecke M etkovic — Sarajevo 
(177 km). D ie Jahrestransportkapazität stieg 
dam it von  1,2 auf 6 Mill. t, die Fahrtdauer 
Belgrad — Küste sank von  20 auf 12 Stun­
den. Der Bahnbau, fü r den auch ein W elt­
bankkredit zur V erfügung stand, erforderte 
um gerechnet 2 Mrd. S, der Betrieb erfolgt 
m it W echselstrom  von  25 kV  und 50 Hz 
(wie auf der neuen Strecke nach Bar).

Dam it erfuhren auch die M e l i o r a ­
t i o n s a r b e i t e n  i m  N a r e n t a -  
d e 1 1 a neuen A uftrieb. 1962 begann die 
V erw irklichung eines von  den UN finanziell 
unterstützten Projekts, 35 km 2 des Deltas 
der landwirtschaftlichen Nutzung zuzufüh­
ren. Holländische Fachleute schlugen vor, 
den B oden 1 m  tief zu entwässern und ihn 
in Grasland zur Viehzucht zu verwandeln. 
Ein Versuchspolder zeigte, daß im  August 
dennoch Salz an die Oberfläche stieg. Da 
hier das Grundwasser bis 0,36% Salz ent­
hält, hatte man einst gar die A nlage von  
Salzgärten (Salinen) erw ogen. Sow jetexper­
ten entschieden sich daraufhin fü r 2,5 m 
tiefe Entwässerung und Anlage von  Gar­
tenland m it hauptsächlich Zitrusfrüchten 
und Gemüse. Süßwasserkanäle von  M etko- 
vi6 herab und Schutzdämme gegen die See
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unterstützen diese Bodenverbesserung. 
Nicht zu vergessen die Ausrottung der 
Malaria seit dem  K riegsende. In den letzten 
Jahren kam en schon M andarinen aus dem  
Narentadelta, die frostbeständiger sind als 
Orangen und Zitronen, auf den m ittel­
europäischen Markt. D ie Entwicklung als 
G artenbaugebiet findet indessen eher in 
regionalen Belangen ihre Begründung.

D er E n tw ick lu n gsp la n  fü r die südliche  
A d ria  rechnet fü r die nächsten zwanzig 
Jahre in den Frem denverkehrsorten zw i­
schen Split und der albanischen Grenze m it 
einem  Anstieg der Bettenzahl von  115.000 
auf 600.000. Bei Opuzen stößt die Narenta- 
straße auf die m oderne A dria-K üstenstraße 
(Plava oder Jadranska M agistrala). Südlich 
davon, w o die H erzegow ina auf 10 km  
Breite ihren einzigen Zugang zur A dria 
findet, entwickelt sich die Bucht von  K iek  
m it dem  alten türkischen Stapelplatz Neum  
zum  Baderevier, und hier setzt auch die 
Halbinsel P eljesac m it ihrem  touristischen 
Hauptort Orebic an. Aus diesen Perspekti­
ven  sehen es die örtlichen B ehörden ge­
rechtfertigt, nach den bisher aufgew ende­
ten 400 Mill. S eine weitere, noch etwas 
höhere Sum me in  dieses P ro jek t zu stecken. 
Im m erhin besitzt hier Jugoslaw ien seine 
einzigen Zitrusplantagen kom m erzieller B e­
deutung. Daneben w erden w oh l in  erster 
L inie Tom aten Abnahm e finden. Für Dal­
matien, das außer Fischfang von  der Natur 
nicht allzu reich gesegnet ist, böte sich 
hier die M öglichkeit intensiven Garten­
baues.

Sollten auch diese erfolgversprechenden 
Ansätze nicht genutzt werden, so sind doch 
die gew onnenen Erfahrungen auch fü r 
andere Gebiete des M ittelm eerraum es w ert­
voll. Dies trifft  besonders auf den Skutari- 
see zu, der bei Norm alstand eine Fläche 
von  356 km 2 bedeckt, während die um lie­
genden Sum pfgebiete diese an G röße noch 
übertreffen . In den zwanziger Jahren ver­
handelten Jugoslaw ien und A lbanien über 
Flußregulierung und Seespiegelsenkung, 
nach 1945 planten beide Staaten dadurch 
440 km 2 Land zu gewinnen, davon 310 auf 
albanischer Seite. Als A lbanien nach 1949 
diese Gespräche abbrach, führte Jugosla­
w ien  im  A lleingang seinerseits T eilvor­
haben durch. Heute scheint indessen w ieder 
Bereitschaft zur Zusam m enarbeit zu kei­
men.

Q u ellen : R. KEIM EL: Josef Ressel 1793— 
1857, W ien 1971 (6); A. HORN: D ie Bahnen 
in  Bosnien, W ien 1964 (16); Geogr. Magazine, 
June 1970 (650); Zs. f. Erdk.unt. 1968/3 (112); 
FA Z 4. 7. und 28. 11. 1966; N ZZ 26. 7. 1958. 
D ie genannten Orte findet man in : A uto­

atlas Österreich und M itteleuropa, F reytag- 
Berndt 1970, Bl. 11 (grün) und 12 (blau).

F. S leza k

A FRIK A  

REPUBLIK SÜDAFRIKA 

Volkszählung 1970
In der Zusam m ensetzung der B evölke­

rung ergibt sich nach den Zählungen vom  
Septem ber 1960 und vom  Mai 1970 folgendes 
B ild:

1960 1970
W eiße 3,088.000 3,779.000
M ischlinge 1,509.000 1,996.000
Asiaten 477.000 614.000
Bantu 10,928.000 14,893.000

16,002.000 21,282.000

Zu diesen (gerundeten) Zahlen w äre zu 
ergänzen, daß im  Zuge der A partheid- 
P olitik  von  der gesam ten B antu-B evölke­
rung bereits 47% (1960: 38%) in den Bantu- 
Heim atländern leben (vgl. MÖGG 1964, 
S. 337). D ie Zahl der in  diesen Gebieten 
lebenden W eißen hat sich indessen von
24.000 auf 18.000, die der Asiaten von  6.000 
auf 3.000 verringert. Dam it ist die R egie­
rung allerdings vor die A ufgabe gestellt, 
die wirtschaftliche Entwicklung der Bantu- 
Heim atländer auf breiterer Basis zu sichern. 
Gegenw ärtig sind dort 65 Industriebetriebe 
im  Bau und in den nächsten zehn Jahren 
sollen w eitere 650 entstehen.

Die Bantu-B evölkerung läßt sich 1970 auf 
Grund der M uttersprachen gliedern in 
(Zahlen in 1000) Zulu  (3970), Xhosa (3907), 
Tswana (1702), N ord-Sotho (1596), Süd- 
Sotho (1416), Shangaan (731), Swasi (487), 
Venda (360), Süd-N debele (230), N ord-N de- 
bele (180) und kleinere Sprachgruppen, die 
insgesam t 314.000 Menschen umfassen.

Q u elle : Südafrika, 1970/5 (10, 16).
F. S leza k.

AUSTRALIEN-OZEANIEN

FIDSCHI

Fidschi-Inseln — unabhängiger Staat 
W ieder w urde eine britische K ronkolon ie 
aus dem  Verband des M utterlandes entlas­
sen und zum  selbständigen Staat erhoben. 
A m  10. 10. 1970 überreichte ein Vertreter 
der britischen K rone dem  ersten M inister­
präsidenten der Fidschi-Inseln die Unab­
hängigkeitsdokum ente.

Nicht im m er bedeutet der Schritt zu 
unabhängiger Eigenstaatlichkeit den B eginn 
einer glückhaften Ära. Die Erlangung der 
Unabhängigkeit bringt auch fü r die F id-
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schi-Inseln eine plötzliche K onfrontation 
m it vielschichtigen Schwierigkeiten. Fast 
im m er handelt es sich um  Problem e der 
W irtschaftspolitik, der Verwaltung oder der 
Parteiengruppierungen; z. T. sind sie b il­
dungsökonom isch, religiös, kulturell oder 
stam mesm äßig bedingt. Bei aller Verschie­
denheit ist fast im m er eine Ursache ge­
m einsam : angestautes, unbewältigtes Erbe 
aus kolonia ler Vergangenheit. Bei den 
Fidschi-Inseln w eist die Situation erfreu ­
liche, aber auch bedenkliche Aspekte auf. 
Der Realw ert des B ruttosozialproduktes hat 
in  den Jahren von  1957 bis 1968 einen A n ­
stieg von  87% aufzuweisen. Das chronische 
Defizit der Zahlungsbilanz blieb allerdings 
w eiterbestehen. Investitionen ausländischen 
K apitals verringerten zwar den Haushalts­
abgang, brachten aber eine inflationistische 
Entwicklung m it sich, die besonders darin 
zum Ausdruck kom m t, daß dem  vorer­
wähnten Realanstieg des Volkseinkom m ens 
von  87% ein auf den N om inalw ert bezoge­
ner Prozentsatz von  130 entspricht. Vom  
Bruttosozialprodukt entfällt m onatlich ein 
Betrag von  etwa 650,— öS je  K op f der 
Bevölkerung. Verglichen m it europäischen 
Verhältnissen (Österreich 1968: etwa
S 3360,—) erscheint diese Z iffe r  erschrek- 
kend niedrig; im  H inblick auf andere Ent­
wicklungsländer liegt sie aber eher im  
oberen Bereich.

D ie H a u p tein h ü n fte  des jungen Staates 
ergeben sich vorw iegend aus landwirtschaft­
licher P roduktion (Rohrzucker, K opra und 
Reis). Obzwar auch Bergbau betrieben 
wird, bei dem  vor allem  Gold (Ausbeute 
1967: 3456 kg), Silber, Mangan, Kupfer, ja  
sogar Eisenerz gefördert werden, erweist 
sich eine durchgreifende A uffächerung der 
Erwerbswirtschaft als zw ingend notwendig, 
um die Liste der H auptexportgüter zu er­
weitern. Neben Großbritannien sind Austra­
lien, Neuseeland, die USA und Japan als 
wichtigste Handelspartner zu nennen. Die 
an sich bescheidene Erzausbeute w ird zur 
Gänze von  Japan abgenom m en. Zum  Leid­
wesen des neu entstandenen Staatswesens 
w ird der Zuckerexport nach Australien 
spätestens 1972 sein Ende finden, w eil sich 
die australische Gesellschaft „Colonial Sugar 
R efin ery“ zurückziehen, d. h. den Betrieb 
ihrer vier Zuckerraffinerien einstellen will.

Sollte die Zuckerproduktion schrum pfen 
oder gar zum  Erliegen kom m en, dann w ird 
sich dieser Umstand vor allem  auf den 
indischen B evölkerungsteil des Inselstaates 
nachteilig auswirken. Die Inder wurden 
schon vor dem  Ersten W eltkrieg als K on ­
traktarbeiter vom  K olonialregim e heran­
geholt, nachdem für die alteingesessene B e­
völkerung der Fidschiinseln w eder Bereit­

schaft noch N otw endigkeit bestand, dem  
abendländischen Ethos der A rbeit zu hul­
digen, d. h. auf Zuckerrohrpflanzungen 
ihrem  Lebensunterhalt nachzugehen. Diese 
ihre Lebenseinstellung konnten sie um so 
leichter behaupten, als ihnen durch K ön i­
gin V iktoria (1837—1901) ihre angestammten 
Rechte auf den Besitz von  Grund und 
B oden feierlich  verbrieft wurden. Die 
Fidschiinsulaner verfügen  daher auch heute 
noch über 83% des Staatsgebietes. Zum  
nicht geringen Teil handelt es sich dabei 
um  Eigentum  von  Stamm es- oder D orf­
gem einschaften, also um  Liegenschaften, 
die gem einsam  bewirtschaftet bzw. genutzt 
werden, w odurch eine Entäußerung un­
m öglich oder nur unter äußersten Schwie­
rigkeiten durchführbar ist. Gem einschafts­
besitz ist nicht nur auf Grund und Boden 
beschränkt, sondern erstreckt sich auf die 
m eisten D inge des täglichen Lebens.

Die Inder, vorw iegend in den Zucker­
rohrpflanzungen und in der Zuckerindu­
strie beschäftigt, b lieben dadurch landlos, 
bestellten allenfalls als Pächter Zuckerrohr­
farm en und wandten sich dem  Handel, 
dem  Gew erbe, nicht selten auch intellek­
tuellen B erufen zu. Sie üben nicht nur 
untergeordnete, sondern auch m ittlere 
Funktionen aus, w ogegen leitende Stellun­
gen noch im m er jenen  Fachkräften Vorbe­
halten sind, die europäischer, australischer, 
neuseeländischer oder nordam erikanischer 
A bku nft sind. Die Inder bilden m it 51% 
w ohl die M ehrheit der insgesamt 525.000 In­
selbew ohner, b leiben aber m it ihrer parla­
m entarischen V ertretung in  der M inder­
heit, w eil die herrschende Verfassung nicht 
allgem eines, sondern kom m unales Stim m ­
recht vorsieht. D ie Inder sind dadurch 
von  der angestam m ten Inselbevölkerung 
isoliert und spielen etwa dieselbe Rolle, 
die ihnen in einer Reihe afrikanischer 
Staaten zuteil w ird. Ihre Stellung ist ver­
gleichbar m it jen er der Uberseechinesen 
in Indonesien (vgl. MG 102/11, 1960, S. 242) 
oder der Juden in  Ost- und M itteleuropa. 
Im  A ugenblick bestehen zwischen den 
beiden Bevölkerungsteilen keine o ffenkun­
digen Spannungen, w eil die Inder davon 
abgekom m en sind, sich innerhalb ihrer 
Partei m ilitant zu form ieren.

Schon 1965 w urde w e itg e h e n d e  in n ere  
A u to n o m ie  eingeführt, ein Jahr später ein 
sogen. Legislativrat gewählt, der heute 
noch die Funktion eines Parlam ents ausübt. 
Der neue Staat ist selbstverständlich M it­
glied des C om m onw ealth und als solches 
besorgt, w iew eit das System  von  Präferenz­
zöllen auch nach Großbritanniens Beitritt 
zur EWG erhalten bleiben w ird. Fidschi 
hat auch bereits um  Aufnahm e in  die
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UNO angesucht und w ird  ihr nach B e­
schlußfassung der Vollversam m lung als 
127. M itglied angehören.

D ie In selg r u p p e d er  Fidschi bildet einen 
K notenpunkt im  pazifischen Raum, liegt 
sie doch etwa 2000 km  nördlich N euseeland 
und auf halbem  W ege zwischen Australien 
und Hawaii (vgl. MG 101/III, 1959, S. 426). 
V on  den insgesamt 822 Inseln haben nur 
322 eine nennenswerte A usdehnung; be ­
w ohnt sind allerdings nur 106. Die g eo­
graphische G liederung findet in der ver­
waltungsm äßigen Einteilung ihre Entspre­
chung. Es w erden vier Hauptgruppen (Di- 
visions) m it 14 P rovinzen (Yasana) unter­
schieden. Im  Osten liegen die Lau-Inseln, 
an sie reiht sich die M oala-Gruppe, dann 
fo lgen  die K andavu-G ruppe und die L o - 
m aiviti, um  nur einige der bedeutendsten 
zu nennen. Die Gesamtfläche des Insel­
staates beträgt 18.272 km 2. Die Hauptinsel 
V iti Levu hat eine Fläche von  10.497 km 2 
(Kärnten: 9533 km 2) aufzuweisen. Der G rö­
ßenordnung nach fo lgen  dann Vana Levu 
(5534 km 2), Taveuni (562 km 2), Lau (410 km 1; 
vgl. W ien: 415 km 2), Kandavu (321 km 2), 
Asua (231 km 2), K oro (117 km 2) und Ovalu 
(111 km 2). Die übrigen Inseln, also die 
überw iegende M ehrzahl, sind beträchtlich 
kleiner. V öllig  abgesondert, nämlich 500 km  
nordwestlich der eigentlichen Inselgruppe 
liegt R otum a; diese Insel w urde unter 
dem  K olonialregim e von  den Fidschi aus 
verw altet und gehört auch nach Erlangung 
der Selbständigkeit zum  neuen Staats­
gebilde.

A u f V iti L e v u  liegt die M etropole des In ­
selstaates, nämlich Suva , das erst 1953 zur 
Stadt erhoben wurde und rund 58.000 Ein­
w ohner zählt. Suva ist zugleich Haupt­
hafen, über den vornehm lich der Ü ber­
seeverkehr abgew ickelt wird. Als w eiterer 
Hafenplatz ist Lautoka zu nennen, sein 
Umschlag ist fü r die Zuckerausfuhr von  
Bedeutung. Die Zuckerernte betrug 1967/68 
rund 2,96 Mill. t. Eine schm alspurige W erks­
bahn der Zuckerindustrie befördert in ge­
wissen Zeitabständen auch Passagiere. Dem  
übrigen V erkehr dient ein Straßennetz von  
2300 km  Länge, das zu 87% bei jedem  
W etter befahrbar ist. A u f der Hauptinsel 
befindet sich in Nadi ein internationaler 
Flughafen, der hauptsächlich dem  L uft­
frachtverkehr (Australien, Neuseeland, K a­
nada, USA), aber auch dem  Binnenflug­
verkehr dient.

M orphogenetisch sind die Fidschi-Inseln 
als Reste des kontinentalen Ostrandes von  
Australien anzusprechen. Ihre Oberfläche 
unterliegt noch im m er tektonischen Um ­
form ungen. Die höchste Erhebung bildet 
der auf der Hauptinsel befindliche M ount

V ictoria  m it 1324 m  Höhe. Den größeren 
Inseln sind in der Regel B arriere-R iffe  
vorgelagert, w ogegen  die k leineren Inseln 
zum eist von  Saum riffen um geben sind. 
D ie Fidschi-Inseln liegen im  B ereich tro­
pisch-m aritim en Klim as und sind an den 
Ostküsten dem  regenbringenden Passat 
ausgesetzt. D ie Datum sgrenze, die bekannt­
lich dem  180°-Meridian folgt, weicht der 
Fidschi-Inseln w egen nach Osten aus, da­
m it innerhalb des Inselbereiches keine 
Datum sunterschiede auftreten.

Das Schicksal der Inseln rückt erst nach 
dem  E intreffen der Europäer in  das Licht 
der Geschichte. D ie Entdeckung der Insel­
gruppe nehm en die Spanier fü r sich in 
Anspruch. Die erste nachweisliche Sichtung 
erfo lgte  1643 durch den N iederländer Tas- 
man. 1774 besuchte Kapitän C ook die In­
seln, ihre erste Beschreibung erfolgte je ­
doch 1789 durch Kapitän B ligh im  Z u ­
sam m enhang m it der bekannten M euterei 
auf der „B ounty“ . Nachdem sich auf den 
Fidschi-Inseln in Sprache und Volkstum  
polynesische und m elanesische Einflüsse 
überschneiden, kam  es zu Zw istigkeiten 
zwischen einzelnen Inselfürsten. Die R ivali­
täten führten zur Einmischung europäischer 
Mächte. Im Jahre 1872 erfolgte eine Bitte 
um  deutschen Schutz, 1874 w urde die P ro­
klam ation zur britischen K ronkolon ie v o ll­
zogen.

Neuerdings scheint der Frem denverkehr 
ganz wesentlich zur V erbesserung der 
Finanzlage des jungen  Staates beizutra­
gen; vor allem  sind es Australier, w elche 
den Küsten der Fidschi-Inseln ähnliches 
Interesse entgegenbringen, w ie die Euro­
päer der Riviera, der Costa brava oder 
anderen jew eils m odischen Erholungszen­
tren.

Q u ellen : Frankf. A llg. Ztg. 12. 10. 70, 
13. 10. 70, 11. 1. 71; N. Zürcher Ztg. 12. 10. 
70; Presse 10. 10. 70; Aktuelle JRO-Landkt. 
(AJL), Beilage z. Nr. 266 v. Okt. 1970.

J. G rüll.

AUSTRALIEN

K upfererzförderung auf B ougainville
Als die Spanier 1567/68 östlich von  N eu­

guinea jene D oppelkette von  Inseln ent­
deckten, von  w o der Legende nach Gold 
ins antike Jerusalem  geliefert w orden  sein 
soll, benannten sie diese die Salom on­
inseln. Der erste französische Erdumsegler, 
Louis-A ntoine de B ougainville (1729—1811), 
stach m it zwei Schiffen 1766 von  St. M alo 
aus in See, querte den Atlantik und ge­
langte durch die M agellanstraße in den Pa­
zifik  (Rückkehr 1769). Im  Bereich M ela­
nesiens konnte seine wissenschaftlich gut
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ausgerüstete E xpedition  besonders reiche 
kartographische Ausbeute erzielen und 
auch die Salom onen w iederentdecken (1768), 
deren größte Insel seither den Namen 
des Franzosen trägt.

D ie eu ropä isch en  K olon ia lm ä ch te  traten 
h ier erst im  19. Jh. auf den Plan. 1828 
annektierten die N iederlande den W est­
teil Neuguineas, 1884 stellte G roßbritannien 
dessen Südosten, das Deutsche Reich den 
N ordosten nebst dem  Bism arckarchipel un­
ter seinen Schutz (1888, bzw. 1885 annek­
tiert) und 1893 w urden die Südsalom onen 
britisches Protektorat, während deren 
N ordteil m it Bougainville deutsch blieb, 
bis ihn im  Septem ber 1914 australische 
T ruppen besetzten. Australien, dem  schon 
1906 Britisch-Neuguinea als P apua-Terri­
torium  übertragen w orden war, erhielt 
1920 vom  V ölkerbund, bzw. nach dem  japa­
nischen Interm ezzo während des Zw eiten 
W eltkrieges 1946 von  der UNO die Treu­
handschaft über den ehem als deutschen 
Besitz. M it Gesetz von  1949 verw altet 
A u stra lien  beide frühere Protektoratsbe­
reiche als T err ito riu m  P a p u a -N eu g u in ea  
m it der Hauptstadt P ort M oresby. B ou­
gainville bildet m it den nördlich vorge­
lagerten Inselchen Buka und Sohano, dem  
Sitz der Lokalbehörden, einen der zw ölf 
Verw altungsbezirke des über 460.000 km 2 
großen  Territorium s, das rund 2,5 Mill. 
E inw ohner zählt, darunter nur 35.000 Nicht­
eingeborene.

B o u g a i n v i l l e ,  m it 9000 km 2 etwa 
so groß w ie Kärnten, erstreckt sich über 
210 km  von  NW  nach SO und w ird auf der 
ganzen Länge von  Gebirgsketten durch­
zogen, dem  K aisergebirge m it dem  tätigen 
Vulkan Mt. Balbi (3000 m) und dem  süd­
wärts anschließenden K ronprinzengebirge 
(2000 m). Die E ingeborenen, ungefähr 70.000 
Menschen, ziehen Bananen, Taro und Süß­
kartoffe ln  und pflanzen K okospalm en 
(8000 ha), Kakaobäum e (4000 ha) und 
Kautschuk (100 ha), was ihre bescheidene 
M arktproduktion darstellt. Die T öpferei der 
Insel w ird  seit alters her geschätzt. In 
Anbetracht der beschränkten E rw erbsm ög­
lichkeiten in der Heim at zogen die M en­
schen aus B ougainville schon seit dem  vori­
gen Jahrhundert in die Ferne und stellten 
A rbeitskräfte auf den K okosplantagen des 
Südpazifiks von  Queensland bis Tonga.

Da undurchdringlicher tropischer R egen­
w ald die G ebirgsflanken bedeckt, steht 
die geologische Erforschung des Raumes 
Neuguinea/M elanesien noch in den A n­
fängen. G old gibt es auf den Salom onen 
tatsächlich, und zwar auf Guadalcanal im 
britischen Südteil, und auch auf Neuguinea 
spielte der G oldbergbau vor 40 Jahren eine

bedeutende Rolle, während er heute nur 
noch einigen E ingeborenenbetrieben Ein­
künfte verschafft.

W elche Zukunftsaussichten der M ontan­
w irtschaft in diesem  Raum  noch o ffen ­
stehen, bew eist indessen die E n tw ick lu n g  
a u f B ou g a in v ille . Im  Hinterland der Ost­
küste, etwa 20 km  vom  H afen K ieta ent­
fernt, entdeckte die Schurfgesellschaft C on- 
zinc R iotinto Australia (CRA) eine Lager­
stätte geringw ertiger (0,47%) K u p fe r e r z e ,  
die auch Goldspuren (0,64 g/t) aufweisen. 
Da der h ier liegende Erzvorrat in der 
Folge auf 760 Mill. t geschätzt w urde, be ­
reitete die CRA 1964 unter Vs-Beteiligung 
der N ew B roken  Hill Gesellschaft einen 
2 X 2,5 km  großen Tagbau nebst Anreiche­
rungsanlagen im  G e b ie t  P anguna  vor, D i­
m ensionen, die allein den rationellen A b ­
bau arm er Erze erm öglichen. Unter einem  
A braum  von  15 m  m ächtiger Vulkanasche 
und verw ittertem  Gestein stieß m an auf 
die andesitisch-dioritische Lagerstätte, die 
ab 1972 jährlich  30 Mill. t Erz, dam it
150.000 t K u pfer und fast 20.000 t G old  
lie fern  soll. Das Erzkonzentrat w ird  als 
Schläm m ung in einer Pipeline über die 
900 m  hohe Küstenkette zum H afen ge­
bracht. A bnehm er sind hauptsächlich japa­
nische, aber auch spanische und deutsche 
(Hamburg) Schmelzhütten, w om it Jahres­
einnahm en von  150 Mill. $ gesichert wären. 
B ougainvilles Tropenklim a m it 6 m  Jahres­
niederschlag macht die Förderung trotz 
m odernster Großm aschinen im m erhin 
schwierig. Ob m an m it den 400 Mill. t 
A braum  ein nahes Tal ausfüllen und m it 
den Abwässern der Anreicherungsanlagen 
die Flüsse vergiften  kann, ist ein w eiteres 
Problem . Jedenfalls haben die eingebore­
nen P olitiker bereits erreicht, daß die 
T erritoria lbehörden eine w eitere Ausdeh­
nung des F örderbetriebes der seit 1969 so 
genannten Bougainville-K upfergesellschaft 
verboten haben.

Die F ra g e d er  E n er g iev erso rg u n g  stellte 
ein derart groß angelegtes, m it einer In­
vestitionssum m e von  300 Mill. A$ (austral. 
Dollar) rechnendes Bergbauunternehm en 
ebenfalls vor ein Problem , zum al die in ­
stallierte Kapazität des gesam ten T erri­
torium s 1966 nicht m ehr als 35 MW (=  
1 m ittleres Ennswerk) betrug. Die Ö lgesell­
schaft Shell P acific  Islands Ltd., die dor­
tige K onzerntochter, belieferte in der A n ­
fangsphase, 1967, die Insel m it einem  k lei­
nen 250 t-Tanker. Im  folgenden Jahr m ie­
tete sie von  einem  örtlichen Frächter zwei 
U -B oot-artige Lastkähne zu 200 t, m it denen 
die Japaner im  K rieg den Nachschub nach 
Guadalcanal transportiert hatten. Als aber 
1969 die E rzförderung in  großem  Maßstab
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einsetzte und Shell sich vertraglich zur 
L ieferung von  1 Mill. t Ö lprodukten im  
Zeitraum  1970/75 verpflichtete, erschienen
40.000 tdw -Tanker vor der Insel. Für sie 
baute m an eine eigene R eede m it großem  
Tanklager, nachdem  bis dahin die beiden 
Hauptverbraucher ihren ö lb ed a r f aus zwei 
kleineren Shelldepots gedeckt hatten: der 
B ereich von  Kieta, dem  H auptort B ougain- 
villes, m it den 18 Plantagen der U m gebung 
aus dem  dortigen Depot, die K upfergesell­
schaft aus dem  Tanklager an der K obuan 
Bay.

M it dem  Einbruch der Technik in einen 
agrarischen Südseewirtschaftsraum  konnten 
sich die Einheim ischen nicht ohnew eiteres 
abfinden. Der M ontankonzern baute zwar 
Schulen, ein Spital, ja  eine ganz neue 
Stadt in  Arawa. Doch die H älfte aller K in­
der des Territorium s m uß ohnehin ohne 
Schulbildung auskom men. Natürlich wurden 
die abgesiedelten Bauernfam ilien entschä­
digt, aber dem  Eingeborenen, der nur 
wußte, daß nach altem  Landrecht der 
B oden ihm  gehört, daß schon vor der 
deutschen K olonia lzeit den T öpfern  von  
M alasang sogar die Tonlager als ihr E igen­
tum  zustanden, ging das australische B erg­
gesetz nicht ein, das zugunsten eines G roß­
unternehm ens über einen ganzen Land­
strich verfügt. In Ü bereinstim m ung m it 
dem  U N-Treuhandschaftsrat behält sich da­
her die australische V erwaltung das V er­
fügungsrecht über Vs des Grubenkapitals 
vor zwecks allm ählicher M itbeteiligung der 
E ingeborenen.

Dennoch beein flußt der wirtschaftliche 
Strukturwandel die politische Entwicklung. 
Das T erritorium  P a p u a -N eu g u in ea , in das 
Australien seit 1945 rund 1 Mrd. A$ in ­
vestiert hat, was etwa dem  W ert der 
M arshallplanhilfe an Österreich entspricht, 
besitzt seit 1964 ein Landesparlam ent in 
P ort M oresby (60.000 Einwohner, seit 1966 
Universität). V on  den (überw iegend ge­
wählten, zum  Teil aber auch ernannten) 
A bgeordnete bekleiden  einige in  dem  
Territorialm inisterium  in  Canberra unter­
stehenden Verwaltungsstab des australi­
schen G eneralgouverneurs als „M inisterial- 
m itglieder“ Posten als Berater und zugleich 
politische Lehrlinge. Eine Parteienbildung 
in westlichem  Sinn ist in  einem  Raum, w o 
der Gesichtskreis selten über den eigenen 
Kleinstam m  hinausreicht und daher 700 ver­
schiedene Sprachen, nicht nur Dialekte, 
gesprochen werden, kaum  zu erwarten. 
W enn Australien gem äß der U N -A uf läge 
das Territorium  schrittweise zur Selbst­
regierung führen will, m uß dies also ein

vorw iegen d  sozial-w irtschaftlicher Prozeß 
sein. Als ein australischer M inisterpräsident 
1970 — nach acht Jahren w ieder einm al — 
diesen Außenbesitz besuchte, betonte der 
V ertreter des Kontinents das V orbild  der 
Einheit der sechs australischen Staaten als 
W irtschaftsmacht. Ebenso böte der G roß- 
raum  Papua-N euguinea m it dem  B ougain- 
v ille -K u p fer und dem  eventuellen Papua­
ö l  nebst seinen Agrarreichtüm ern M öglich­
keiten verheißungsvoller Entwicklung, w oh l 
nicht zu einem  7. Staat, aber doch zu einem  
zu noch unbestim m tem  Zeitpunkt sich 
selbst verw altenden Territorium .

In dieser Term infrage herrscht unter den 
E ingeborenenrepräsentanten keineswegs 
Einm ütigkeit. Die Hochlandstämm e fühlen 
sich unter den australischen B ehörden sehr 
w ohl, in B ougainville liebäugelt man teils 
m it einem  Anschluß an die übrigen Salo­
m onen, teils m it der Schaffung eines un­
abhängigen Kleinstaates.

A u ß en w irtsc h a ftlich  ist indessen die A b ­
hängigkeit der Inselw elt von  Australien 
nicht zu übersehen. W ährend Australien 
selbst kaum  5% seiner A usfuhr in den 
gesam tpazifischen Raum (ohne Neuseeland) 
richtet und von  dort gar nur knapp 4% 
seiner E infuhr bezieht, zeigt die A ußen­
handelsverflechtung des Territorium s Pa­
pua-N euguinea folgendes B ild :

F iskaljahr 
AUSFUHR 

davon nach 
Australien 

EINFUHR 
davon aus 
Australien

1968/69 
65 Mill. A$

31%
158 Mill. A$ 

60%

1969/70 
78 Mill. A$

44%
227 Mill. A$ 

53%

Zur Ausfuhr tragen im m er noch am m ei­
sten die Produkte der K okosnuß bei. K a f­
fee  und K akao folgen, auch einige neu 
angebaute Pflanzen w ie Tee und Ölpalm en 
beginnen, eine Rolle zu spielen. Tropische 
H ölzer und B ergbauprodukte w erden in Z u ­
kunft an B edeutung gewinnen. Der Han­
del zwischen Australien und dem  T erri­
torium  ist von  Zöllen  und A bgaben be­
lastet. Papua-Neuguinea finanziert aus 
einer Im portsteuer Investitionen.

Q u ellen : The Australian Territories, Can­
berra 1968; Austral. Ext. Terr. 1970/1 (2), 3 
(23, 31); N ew  Guinea, Dec. 1969 (76); Shell 
M agazine 1969 (148), 1970 (129, 168); Shell 
revue Som m er 1970 (8); Geogr. M agazine 
A pril 1970 (535); N ZZ  23. 10. 69, 6. 11. 70; 
Australian News 6. 5. 71.

F. S leza k.
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